
Deutschland kippt 
nach rechts
Die Bundesrepublik hat 2023 einen dramatischen Rechtsruck 
erlebt. Ein Ende ist bislang nicht in Sicht – wenn sich nicht 
endlich einiges ändert. Sechs Strategien, um der rechten Mo-
bilisierung entgegenzuwirken.
Von Matthias Quent, 13.12.2023

Sie sind das sichtbarste Zeichen für den Rechtsruck in Deutschland: Die AfD, hier bei einem Infostand in Wildenfels, Sachsen. 
Ingmar Björn Nolting/laif

Deutschland,  der  vermeintliche  Weltmeister  der  Vergangenheits-
bewältigung, beJndet sich in einem politischen Rechtsruck. Das hat das 
Uahr 2023 in aller Drastik gezeigt. Lnd die 4age wird sich voraussichtlich 
202f dramatisch zuspitzen, wenn gewichtige Wahlen anstehen.

Die äusserste politische Rechte in Deutschland arbeitet an der Lnterminie-
rung der Demokratie auA demokratischem Weg – und es gibt leider ünlass 
zur BeAGrchtung, dass sie dabei weitere Keländegewinne verzeichnen wird, 
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wenn nicht die demokratischen xräIe entschlossener dagegenhalten als 
bisher.

Seit diesem Uahr stellt die rechtseTtreme üAD erstmals einen BGrgermeister 
und einen 4andrat. Cm PhGringer 4andtag setzte die oppositionelle :DL 
erstmals bei einer wichtigen übstimmung auA die Stimmen der Rechts-
eTtremen, um ein Kesetz gegen die linke 4andesregierung durchzusetzen. 
Cn LmAragen steht die üAD derzeit bundesweit bei etwa 20 1rozentO Das 
ist doppelt so viel wie bei den letzten Bundestagswahlen 202(. Schon dies 
macht deutlichO Das alte Selbstberuhigungsnarrativ, dass die üAD nur im 
)sten öund bei einer älteren xlientelé auA solche Werte kommen kHnne, ist 
passy.

)hnehin ist seit diesem jerbst bereits amtlich, wie weit sich die Verhält-
nisse auch in den alten Bundesländern nach rechts verschoben haben. Die 
4andtagswahlen in Ba8ern und jessen haben gezeigt, dass die üAD auch 
bei 5ungen Menschen in Westdeutschland erheblich punkten kann. Cn jes-
sen kamen die RechtseTtremen auA (7 1rozent, in Ba8ern auA (F 1rozent. 
Dort konkurrierte die üAD im rechten 4ager mit der :SL ö36 1rozenté und 
den «reien Wählern von jubert üiwanger ö(» 1rozenté. Lnd 70 1rozent der 
üAD-Wähler in Deutschland sagen Gber ihre 1artei, es sei ihnen Negal, dass 
sie in Peilen als rechtseTtrem gilt, solange sie die richtigen Phemen an-
sprichtZ. ?icht zuletzt durch soziale MedienplattAormen wie Piktok mo-
bilisiert die rechte ügitation auch die Uungen und damit Menschen aller 
ültersgruppen.

?ach den WahlerAolgen von 2023 hoÄ Rechtsaussen bereits auA eine «ort-
setzung 202f.

Cm Uuni Jnden die Wahlen des Europäischen 1arlaments statt. Cn allen ost-
deutschen Bundesländern sowie in Baden-WGrttemberg, jamburg, Rhein-
land-1Aalz und im Saarland werden kommunale 1arlamente gewählt. Cn 
den ostdeutschen Bundesländern Brandenburg, Sachsen und PhGringen 
sind im September 202f 4andtagswahlenO üusgerechnet dort, wo der be-
sonders eTtremistische, vHlkisch-sozial-nationalistische «lGgel um jardli-
ner wie B5Hrn jHcke, Birgit Bessin und UHrg Lrban dominiert, 5agt die 1artei 
in LmAragen Rekorden hinterher und ist derzeit in den 1rognosen mit Gber 
30 1rozent stärkste xraI.

Wenn der gegenwärtige Prend anhält, wird die äusserste Rechte stärker 
denn 5e in den BundestagswahlkampA 202F eintreten. Lm die Demokratie 
zu schGtzen, rGckt mittlerweile bereits ein üAD-Verbots-VerAahren in den 
Bereich des MHglichen. 

Denn die üAD ist nur das sichtbarste ;eichen AGr einen Rechtsruck in 
Deutschland. Ketrieben von den LmAragewerten der RechtseTtremen, sind 
weite Peile der 1olitik insgesamt nach rechts gerGckt.

Was also genau hat sich 2023 verschobenÜ Was steht auA dem SpielÜ Lnd 
wie liesse sich gegensteuernÜ

Eine BestandesauAnahme in sechs Schritten. Lnd sechs konkrete Kegen-
massnahmen.

1. Rechte Machtgewinne
Weil das Wahl5ahr 202f )stdeutschland speziell in den «okus bringt und 
weil die Radikalisierung im )sten vielerorts besonders weit Aortgeschritten 
ist, muss die ünal8se zunächst dort beginnen.
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Das politische Keschehen in den Hstlichen Bundesländern hatte zuletzt 
immer auch beträchtlichen Ein!uss auA die personelle und programma-
tische üuAstellung der Bundesparteien. Das ;usammenwirken von üAD, 
«D1 und :DL bei den Wahlen des PhGringer xurzzeitministerpräsidenten 
Phomas xemmerich ö«D1é 2020 stGrzte die damalige :DL-:heJn ünnegret 
xramp-xarrenbauer.

)b :DL-:heA «riedrich Merz, einst joánungsträger der rechten Mitte 
AGr die Einhegung der üAD, die kommenden )stwahlen politisch Gber-
leben kann, ist Araglich. Lnter ihm, der mit rechten Qusserungen polari-
siert und die :DL als Nülternative mit SubstanzZ darstellt, erodiert in der 
:DL die übgrenzung nach rechts aussen. Davon proJtiert Rechtsaussen 
in der ?ormalisierung ihres ?eoAaschismus öder rechtseTtreme Vordenker 
KHtz xubitschek spricht auA rechten 1lattAormen von N?ormalisierungs-
patriotismusZé.

Die Wahlen des ersten von der üAD gestellten hauptamtlichen 4andrats 
in Sonneberg öPhGringené und des ersten hauptamtlichen BGrgermeisters 
in Raguhn-Uessnitz öSachsen-ünhalté in diesem Uahr waren AGr die Rech-
ten s8mbolisch wichtige ;wischenschritte auA dem Weg zur lokal veranker-
ten vHlkischen Volkspartei. Beide ümtsträger werden als xronzeugen AGr 
die angebliche RegierungsAähigkeit der 1artei im kommenden Uahr in den 
WahlkämpAen viel zu tun haben.

Wobei  üAD-BGrgermeister  jannes  4oth  in  Raguhn-Uessnitz  nun die 
xita-KebGhren um »0 1rozent erhHht, anstatt seine Wahlversprechen 
nach kostenlosen xrippen und xindergärten einzulHsen, und Sonnebergs 
üAD-4andrat Robert Sesselmann mit seinem Vorhaben vorerst gescheitert 
ist, einem wichtigen Demokratiepro5ekt die «inanzierung zu entziehen.

Doch  die  )hnmacht  und  eine  gewisse  Resignation  vor  dem  Druck 
von rechts aussen ist in der demokratischen ö?och-éMehrheit in )st-
deutschland Gberall zu spGren. Es scheint, als litten in der gegenwärtigen 
VielAachkrise und unter rechtseTtremem Dauerbeschuss grosse Peile der 
;ivilgesellschaI unter einem kollektiven Burn-out.

Kleichzeitig zeigten in diesem Uahr mehrere knappe kommunale Stich-
wahlen, bei denen die üAD 5eweils unterlag, dass eine kommunalpolitische 
Siegesserie der äussersten Rechten keineswegs ausgemacht ist – wenn es 
der ;ivilgesellschaI vor )rt gelingt, GbergreiAend KegenkräIe zu aktivie-
ren.

Dennoch bleibt ein Krundproblem, das im )sten der Republik bereits 
am deutlichsten sichtbar ist. Egal ob konservative xräIe die übgrenzung 
zu den RechtseTtremen weiter erodieren lassen oder ob xoalitionen aus 
zahlreichen demokratischen 1arteien herhalten mGssen, um der üAD den 
;ugang zu Regierungsmacht zu verstellenO Beide Szenarien spielen den 
RechtseTtremen langAristig in die jände und geAährden notwendige Prans-
Aormationen.

Wo die üAD Macht erhält, kann sie die Demokratie von oben demontieren 
und sozial-Hkologische 1ro5ekte stoppen. über auch in xonstellationen, wo 
sie sich als einzige )ppositionspartei mit dem ?imbus einer «undamental-
opposition umgeben kann, kHnnte ihr Ein!uss weiter wachsen.

WGrde die üAD auA 4andesebene mehr als ein Drittel der Stimmen errei-
chen, hätte sie damit eine SperrgrHsse AGr zentrale EntscheidungenO Qn-
derungen der 4andesverAassungen oder die Wahlen in wichtige 1ositio-
nen wären dann nur noch mit der äussersten Rechten mHglich. Die stärk-
ste 1artei erhebt traditionell auch ünspruch auA den 1osten der Minister-
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präsidentin – auch dies ein aktuell realistisches Szenario in ostdeutschen 
4andtagen.

Was heisst das alles AGr die konservative :DLÜ

ün der Basis gibt es Lnionsmitglieder, AGr die NBrandmauerZ nur ein 
Medienbegriá aus dem Aernen Berlin ist – und die ungeachtet der 1artei-
beschlGsse ihr eigenes Ding durchziehen. Die :DL steckt gleich mehr-
Aach in einem DilemmaO )hne eine zukunIsweisende eigene 1rogram-
matik verlocken die PHne des rechtspopulistischen xulturkampAes, wie er 
sich im Sommer äusserte, als AGhrende :DL-1olitiker mit Begriáen wie 
Njeizungs-StasiZ Stimmung gegen das Kebäudeenergiegesetz der ümpel-
regierung machten.

Die Lnion will sich insbesondere von den KrGnen abgrenzen und Jscht 
dabei mitunter in braunen Kewässern. Denn die KrGnen wurden von üAD 
und der N?euen RechtenZ insgesamt bereits als jauptAeind markiert, als 
Markus SHder ö:SLé noch Bäume umarmte. Lnd während der mediale üuA-
schrei gross ist, wenn üAD und :DL im thGringischen 4andtag gemeinsam 
abstimmen, ist das in manchen xommunalparlamenten längst ?ormalität.

Cn solchen Dilemmasituationen haben sich bGrgerlich-konservative 1artei-
en in anderen 4ändern längst nach rechts radikalisiert oder bedeutungslos 
gemacht. Die )ptionen der :DL sind beschränkt, denn auch xoalitionen 
mit der 4inkspartei sind durch die Bundespartei untersagt. Es ist also nicht 
vollkommen undenkbar, dass es auA die eine oder andere ürt ArGher oder 
später zu xooperationen zwischen üAD und :DL kommen kHnnteO indem 
die üAD eine Minderheitsregierung toleriert  oder gar – was die Lnion bis-
lang auch unter Merz kategorisch ausschliesst – durch eine gemeinsame 
xoalition.

Uedoch stGnden AGr die :DL nicht nur ihre KlaubwGrdigkeit und ihr 1ro-
Jl als Rechtsstaatspartei auA dem Spiel, wenn sie mit der üAD zusammen-
arbeitete, die vom VerAassungsschutz beobachtet wird. Die üAD will nicht 
weniger, als die :DL zu zerstHren – daran lässt ihr Spitzenkandidat AGr die 
Europawahl, MaTimilian xrah, keinen ;weiAel.

üuch wenn der VerAassungsschutz mit seiner 5Gngsten Entscheidung zu 
Sachsen nun schon den dritten 4andesverband der üAD als gesichert 
rechtseTtremistisch eingestuI hatO üngst vor dem Cnlandgeheimdienst hat 
die üAD nicht mehr. Chre xooperationen mit ?eonazis, staatsAeindlichen 
ReichsbGrgerinnen und berschneidungen zum rechtsterroristischen Ln-
tergrund sind gut dokumentiert, empHren aber immer weniger. Während-
dessen versuchen die Rechten, ganz nach dem Vorbild Donald Prumps, die 
1olarisierung weiter voranzutreiben. Die BotschaI lautetO Wir werden von 
denen angegriáen, weil wir AGr euch einstehen. üuA Pelegram heisst es auA 
dem xanal von B5Hrn jHckeO NVergesst nichtO Sie sind gegen jHcke, weil er 
AGr euch ist  202f wird unser Uahr.Z

2. Der Rechtsruck der «Mitte»
N1ol8kriseZ lautet eines der SchlagwHrter, wenn es um das 4ebensgeAGhl 
der letzten Uahre geht. Die Vielzahl der Krosskrisen, die sich abwechseln 
oder parallel lauAen, bestimmen AGr viele BGrger das ülltagsgeAGhl von 
dauerhaIem xrisenzustand.

Cn dieser ütmosphäre wächst bei vielen das BedGrAnis nach Sicherheit, )ri-
entierung und jalt in der nationalen KemeinschaI. Die ümpelregierung 
hat es in einer schwierigen ;eit und gegen massiven Widerstand zwar ge-
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schaÄ, die Energiekrise einzuhegen und Modernisierungsprozesse anzu-
stossen. Kleichzeitig aber hat sie, im ständigen Streit miteinander, Verun-
sicherungen vergrHssert. Lnd xanzler )laA Scholz öS1Dé kann oder will die 
Erwartungen nach «Ghrungsstärke bisher nicht oáensiv einlHsen – schon 
gar nicht AGr progressive ünliegen. üusgerechnet im rechten xernthema der 
«orderung nach mehr übschiebungen preschte er nun nach vorn.

Mit anderen WortenO Cn der Einwanderungs- und «lGchtlingspolitik haben 
die demokratischen 1arteien in Deutschland zuletzt ihre Segel dem rechten 
Wind angepasst.

Der deutsche xurs steht auA stärkerer übschottung, 4aw and )rder, mehr 
übschiebungen  darauA, das individuelle Recht auA üs8l inArage zu stellen, 
4eistungen zu kGrzen und mit Diktaturen zu kooperieren. Damit einher 
geht eine zunehmende Entsolidarisierung und Entmenschlichung des Dis-
kurses.

Refugees welcome? «luchtursachen wie xrieg, xlimawandel und ürmut be-
kämpAenÜ Solidarische Stimmen sind leise geworden.

xanzlerin üngela Merkel hatte ihre Regierung noch klar inhaltlich abge-
grenzt und die üAD so vergleichsweise klein gehalten. Die ümpelregierung 
von )laA Scholz hat sich dagegen oáenbar entschieden, mHglichst wenig 
Gber die üAD zu sprechen, in der joánung, sie nicht auAzuwerten. Doch 
lässt sich ein polternder üAD-EleAant, der in 1arlamenten, Medien und im 
ülltag einen grossen Peil des Háentlichen Raumes einnimmt, nicht Gber-
sehen.

Die in der Selbstwahrnehmung ohnehin progressiven ümpelparteien ge-
hen davon aus, dass es besser sei, die 1olarisierung nicht noch zu verstär-
ken, ihre üblehnung nicht zu sehr zu betonen und die Schmutzarbeit dem 
VerAassungsschutz zu Gberlassen. Die üAD sei vor allem ein 1roblem AGr die 
:DL, auA die man sowieso kaum Ein!uss habe.

?och im Uuli 2023 stellte xanzler Scholz in üussicht, die üAD werde Nbei der 
nächsten Bundestagswahl nicht anders abschneiden als bei der letztenZ. Da 
lag die 1artei bei (0 1rozent – derzeit steht sie in 1rognosen bei 20 1rozent 
und mehr.

?ach den ErAolgen der üAD bei den wichtigen 4andtagswahlen in Ba8ern 
und jessen äusserte sich Scholz besorgt. Er sprach von der NVerteidigung 
der DemokratieZ – und im selben ütemzug davon, dass die ;ahl der Ke-
!Gchteten zu hoch sei. Die üAD allerdings dGrIe sich nicht schwächen las-
sen, wenn die ;ustimmung zur rechtseTtremen üAD als N1rotestwahlenZ 
verharmlost wird – und die Regierung gleichzeitig rechte ?arrative Gber-
nimmt. Es steht 5edenAalls zu beAGrchten, dass sich der Rechtsschwenk in 
der Migrationspolitik stärker auA die politische xultur des 4andes auswirkt, 
als tatsächlich xommunen, Cnstitutionen und die ;ivilgesellschaI zu ent-
lasten.

3. Klima (und andere Krisen)
Bei allen strukturellen und kulturellen Lnterschieden zeigt der steigende 
Druck von rechts aussen weltweitO Die «olgen der 1ol8krise im globalisier-
ten ?eoliberalismus Hánen materiell, kulturell, ideell und geopolitisch ein 
KelegenheitsAenster der «aschisierung. xon!iktAelder wie Migration, Ken-
der, xrieg, RGstung und jaushaltskrisen halten den Diskurs in einem ;u-
stand der Dauererregung, während sich viele Menschen zunehmend als 
ohnmächtig wahrnehmen.
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Die sozialen Lngerechtigkeiten und der PransAormationsdruck der xlima-
krise bergen erhebliches 1otenzial, zu polarisieren, und machen Lngleich-
heiten sichtbar. Während das Bewusstsein AGr die xlimakrise in der Be-
vHlkerung ungebrochen gross ist, haben die 5Gngsten xrisen – insbeson-
dere die «olgen des russischen üngriás auA die Lkraine – die Háentliche 
Schwerpunktsetzung beein!usst und die ürt und Weise, wie die «inanzier-
barkeit der PransAormation eingeschätzt wird. üuch haben sie die eTtreme 
Rechte gestärkt.

4ängst sind die Rechten nicht mehr allein auA das Migrationsthema be-
schränkt. Sie haben den xampA gegen die Hkologische PransAormation und 
die Dämonisierung der KrGnen als ürena erkannt, in der sie 5enseits klassi-
scher Rechts-links-;uschreibungen auIreten und Ressentiments AGr sich 
nutzbar machen kHnnen.

Ue weniger entschlossen die 1olitik die KerechtigkeitsAragen adressiert, die 
mit der xlimakrise zusammenhängen, desto stärker lassen sich xlima-
themen populistisch von rechts instrumentalisieren. So haben die xontro-
versen um das sogenannte jeizungsgesetz der ümpelregierung eine Ver-
unsicherung in der BevHlkerung ausgelHst, von der auch die üAD proJ-
tiert. Die 4osung Njeimatschutz statt xlimaschutzZ verbindet üAD, :DL 
und «D1, wie sich 5Gngst im PhGringer 4andtag zeigteO Mit den Stimmen 
der RechtseTtremen haben «D1 und :DL am 7. Dezember gemeinsam ein 
Kesetz gegen den Willen der rot-rot-grGnen 4andesregierung verabschie-
det. Damit wird der Bau von Windrädern im Wald praktisch verhindert. 
Die EmpHrung Gber dieses Vorgehen blieb Gberschaubar – die ?ormali-
sierung ist Aortgeschritten. Cn PhGringen ist die Brandmauer gegen eine 
;usammenarbeit mit den ?eoAaschisten um B5Hrn jHcke oáenbar geAallen.

WissenschaIlerinnen haben empirisch nachgewiesen, dass insbesonde-
re in )stdeutschland und unter weniger wohlhabenden Menschen klima-
regressive ünsichten verAangen. Sozialpopulistische und antiHkologische 
?arrative der äussersten Rechten kHnnen insbesondere dann auA ;ustim-
mung stossen, wenn zugleich das Verantwortungs- und Verursacherprinzip 
nicht richtig greiIO wenn also die5enigen, die AGr besonders grosse Emis-
sionen verantwortlich sind, nicht in einem angemessenen Mass zur xasse 
gebeten und zu Veränderungen bewegt werden.

Die jauptverantwortung AGr den xlimawandel liegt 5a nicht diáus gleich 
verteilt bei Nden MenschenZ, die sich geAälligst verändern sollen, sondern 
insbesondere bei der «ossilindustrie und tendenziell bei den VermHgend-
sten. Die (0 reichsten 1rozent der Deutschen verursachen mehr Emissio-
nen als die ärmere jälIe der BevHlkerung. Doch bei vielen verAängt die 
ügitation gegen eine vermeintliche Kängelung durch angebliche NgrGne 
ElitenZO Während wir Kas sparen sollen, mGssen wir zuschauen, wie die 
Superreichen in 1rivat5ets um die Welt !iegen, um das nächste KeschäI 
mit dem xlimadesaster vorzubereiten.

Diese Dissonanzen und das «ehlen einer stärker gerechtigkeitszentrierten 
xlimapolitik kann die äusserste Rechte mit allerlei kulturkämpAerischen, 
populistischen und verschwHrungsideologischen ?arrativen der üblen-
kung und der SGndenbockkonstruktion AGllen.

Das wichtigste Cnstrument sozialer Kerechtigkeit bleibt die Steuerpolitik. 
Doch von der 1olitik der üAD proJtieren nicht die Mittel- und Lnter-
schichten, deren Sorgen die Rechten radikalisieren, sondern die Reich-
sten. Die xlassenposition der VermHgenden wird von xulturkampA und 
VerschwHrungserzählungen verschleiert und geschGtzt. Denn das ist die 
tragische CronieO üntigrGne und antiHkologische ?arrative sind weit Gber 
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das Milieu der Hkonomisch Vulnerablen zustimmungsAähig, weil sie letzt-
lich Lngleichheiten, Kewohnheiten und 1rivilegien als N?ormalitätZ gegen 
NGbergri ge grGne CdeologieZ verteidigen.

)bwohl die üAD als einzige 1artei den menschengemachten xlimawandel 
programmatisch anzweiAelt, AGhren ihr transAormationsskeptische und 
antiHkologische 1ositionen Stimmen aus allen politischen 4agern zu. Eine 
gerechte «inanzierung der Hkologischen PransAormation, die der eTtrem 
ungleichen VermHgensverteilung Rechnung trägt, bleibt damit gerade aus.

4. Agitation
Seit 5eher speist sich der RechtseTtremismus auch aus den WidersprGchen 
und unbearbeiteten xon!ikten in der Demokratie. Patsächlich liesse sich 
heute in bestimmter jinsicht von einer DissonanzgesellschaI sprechen. 
Das bedeutet, dass im grossen Massstab Vorstellungen, berzeugungen 
und joánungen vieler Menschen durch die xrisenrealität und das zu-
nehmende Wissen Gber die Welt erschGttert werden. Von den jeraus-
Aorderungen der xompleTität GberAordert, gewinnen «alschinAormationen, 
VerschwHrungsideologien und autoritäre Stabilitätsversprechen an ;u-
spruch.

Erwartungen der BGrger werden durch rasante LmbrGche enttäuscht 
und verletzt, der Widerspruch zwischen demokratischen Kleichheits-
ansprGchen und den realen Lngleichheiten im Spätkapitalismus wird im-
mer sichtbarer. Das Erbe der Vergangenheit – üntisemitismus, xolonialis-
mus, ?ationalismus, 1atriarchat und «ossilwirtschaI – lebt Aort, während 
die Vorstellung einer positiven ;ukunI immer schwerer Aällt.

Weil die KesellschaI sich immer weiter ausdiáerenziert, während die 
BindungskraI gemeinsamer Wertvorstellungen abnimmt, ist eine politi-
sche 4egitimationskrise entstanden. Lnd diese wird in den sozialen ?etz-
werken verstärkt. Viele Menschen reagieren, indem sie eigene, mitunter 
von «akten und guten ürgumenten losgelHste Weltdeutungen oder gar 
VerschwHrungstheorien entwickeln. So werden auch gesellschaIliche Cn-
stitutionen inArage gestellt, was von rechts aussen planvoll beAeuert wird. 
üus den PrGmmern der liberalen Demokratie soll eine neue autoritäre )rd-
nung entstehen, AGr die die antidemokratischen Entwicklungen in Viktor 
)rb ns Lngarn die Blaupause bilden.

1olitisch und Jnanziell motivierte Radikalisierungsunternehmer erAGllen 
die «unktion des ügitators, wie ihn der Soziologe 4eo 4Hwenthal bereits 
vor etlichen Uahrzehnten beschrieben hat. Der ügitator, so 4Hwenthal, habe 
kein Cnteresse daran, das gesellschaIliche Lnbehagen zu lindern – sondern 
es zu verstärkenO

Soziale Malaise kann mit einer Hautkrankheit verglichen werden. Der daran 
leidende Patient hat das instinktive Bedürfnis, sich zu kratzen. Folgt er dem 
Rat eines erfahrenen Arztes, wird er diesem Bedürfnis nicht nachgeben und 
statt dessen versuchen, die Ursache des Juckreizes durch ein Heilmittel zu 
beseitigen. Gibt er jedoch seinem instinktiven Kratzbedürfnis nach, wird der 
Juckreiz sich nur steigern. Dieser irrationale Akt der Selbstverstümmelung wird 
ihm zwar eine gewisse Erleichterung verschaffen, verstärkt aber gleichzeitig 
sein Bedürfnis zu kratzen und verhindert eine erfolgreiche Heilung seiner 
Krankheit. Der Agitator rät zum Kratzen.

xaum irgendwo lässt sich der masochistische ükt dieses xratzens so gut 
beobachten wie bei der aggressiv-hHhnischen und selbstgeAälligen Stim-
mung auA Versammlungen der üAD.
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üm xratzen beteiligt sich allerdings seit geraumer ;eit auch die 4inks-
populistin Sahra Wagenknecht, die derzeit Spenden AGr die KrGndung ihrer 
neuen 1artei sammelt. Kerade in )stdeutschland kHnnte die charismati-
sche und beliebte 1olitikerin erAolgreich werden – mit noch nicht abseh-
baren «olgen. «eststehen dGrIe aber bereitsO Die Situation wird AGr die bis-
herigen 1arteien nicht unbedingt einAacher.

5. Neue Querfront
Seit  das  1hantom  der  neuen  1artei  NBGndnis  Sahra  WagenknechtZ 
öBSWé umhergeistert, lautet eine der positiveren 1rognosen, das Wagen-
knecht-BGndnis werde zumindest einen Peil der rechtseTtremen Stimmen 
in linkspopulistische verwandeln kHnnen.

Das kann allerdings nicht wirklich beruhigen. «raglich ist generell, ob der 
1artei eine !ächendeckende üuAstellung gelingt – auch Wagenknecht po-
larisiert. Doch selbst wennO Cm «alle ihres ErAolges schwächt sie das pro-
gressive 4ager und erschwert sie es, xoalitionen zu Jnden. Lnd nicht zuletzt 
besteht die KeAahr, dass sich üAD und BSW eher ähneln als unterscheiden. 
Vor allem aussenpolitisch trennt die beiden in zentralen 1unkten wenig.

Wagenknecht äusserte sich immer wieder 1utin-Areundlich. Das Schick-
sal  der  Lkraine und damit  der  regelbasierten,  westlich dominierten 
Weltordnung kHnnte 202f mit den Wahlen in den LSü, Europa und 
ö)st-éDeutschland entschieden werden. Setzen sich die ?ationalistinnen 
durch, droht die westliche LnterstGtzung gegen die russische Cnvasion wei-
ter zu erodieren.

Die 1rognosen zu den :hancen einer kGnIigen Wagenknecht-1artei un-
terscheiden sich 5edenAalls beträchtlich. Cm Mittel kHnnte sie laut LmAra-
gen bundesweit aus dem Stand womHglich zwischen (0 und (F 1rozent der 
Stimmen erreichen und der üAD dabei etwa F 1rozentpunkte abknHpAen. 
Methodisch sind LmAragen mit Jktiven Szenarien mit Vorsicht zu betrach-
ten, aber undenkbar sind die Werte nicht, wenn es Wagenknecht gelingen 
sollte, hinreichend zuverlässige Mitstreiter AGr die anstrengende ürbeit an 
der 1arteibasis zu Jnden.

?ach dem ünti-Klobalisierungs-Backlash der Rechten droht nun 5edenAalls 
mit der Wagenknecht-1artei ein ünti-Klobalisierungs-Backlash der 4in-
ken. Chr BGndnis kHnnte auAsammeln, was in manchen linken Milieus in 
den vergangenen Uahrzehnten kultiviert und oI aus guten KrGnden Gber 
Bord geworAen wurde. Die im Entstehen begriáene Wagenknecht-1artei 
gruppiert sich um eine charismatische 1ersHnlichkeit, ist national und 
gesellschaIspolitisch konservativ orientiert, steht klimapolitisch eher der 
«D1 und 5enem Denken nahe, das auA Cngenieurswunder hoÄ öN;ukunIs-
technologien made in Kerman8Zé, anstatt das 5etzt MHgliche zu unterneh-
men. WirtschaIspolitisch ist das BSW eher sozialdemokratisch als sozia-
listisch.

Wagenknechts Machtbasis sind die Palkshows und die ausverkauIen jal-
len in )stdeutschland, wo sie ihr BeAremden gegenGber der sogenannten 
NwokenZ 4inken vorträgt. Wohl nicht nur aus wahltaktischem xalkGl er-
klärte Wagenknecht die KrGnen AGr geAährlicher als die üAD. )b das NWo-
kenessZ- und KrGnen-Bashing langAristig ausreicht, ist Araglich.

Es sollte 5edoch ein zentraler üspekt nicht aus dem Blick geratenO ?ach 
dem aktuellen Wissensstand vertritt das BGndnis Sahra Wagenknecht an-
ders als die üAD keine gänzlich antidemokratische ügenda. Chre 1artei er-
hebt keinen antipluralistischen ülleinvertretungsanspruch, vertritt nicht 
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das xonzept einer ethnisch homogenen VolksgemeinschaI und Aolgt nicht 
den Aaschistischen Vorstellungen der N?euen RechtenZ.

«alls sich dies in der konkreten Sach- und 1rogrammarbeit bestätigt, wäre 
das BSW im Kegensatz zur rechtseTtremen üAD AGr die 1arteien links und 
in der Mitte ein politischer Kegner im VerAassungsrahmen – populistisch, 
aber noch kein «eind der Demokratie. Das kann sich allerdings schnell än-
dern, wenn es nach LnterstGtzern wie Diether Dehm geht, der mit einer 

uerAront mit der eTtremen Rechten !irtet. LndO üuch die üAD hat einst 
im demokratischen Spektrum begonnen und sich dann in kurzer ;eit er-
heblich radikalisiert.

Protz spGrbarerer Verunsicherung bei der üAD sollte man 5edenAalls keine 
allzu grossen joánungen darauA bauen, dass Sahra Wagenknecht im ül-
leingang die RechtseTtremen verzwergt und ein Desaster bei den anstehen-
den Wahlen im )sten verhindert. Denn AGr ein solches spricht eine ganze 
Reihe von KrGndenO

(. Sahra Wagenknecht verAolgt eine regressive 1olitik, die keinen ün-
lass AGr politischen ;ukunIsoptimismus gibt. Eine ülternative zur po-
litischen Cnstrumentalisierung von «rust und Ressentiment dGrIe ihr 
BGndnis damit kaum bieten.

2. ünders als Wagenknecht kann sich die üAD auA die grosse 4o8alität 
vieler LnterstGtzerinnen und einer sich mehr und mehr verAestigen-
den lokalpolitischen Basis verlassen. ber die jälIe der potenziel-
len üAD-Wähler haben LmAragen Aolgend ein ausgeprägt rechtes Welt-
bild und Studien zeigen, dass sie antisemitischen, autoritären, rassi-
stischen und verschwHrungsideologischen üussagen besonders häuJg 
zustimmen. Realistisch betrachtet sind im Bundesdurchschnitt Wahl-
ergebnisse der üAD unter (F 1rozent unwahrscheinlich.

3. Die WahlerAolge der üAD gehen mit erheblichen Jnanziellen MHglich-
keiten und der Etablierung von Strukturen einher, von denen Sahra Wa-
genknecht nur träumen kann.

f. Die xommunalwahlen 202f Jnden gemeinsam mit den Europawahlen 
bereits im Uuni, drei Monate vor den 4andtagswahlen, statt. «Gr die 
Kruppe Wagenknecht ist es kaum mHglich, bereits im Uuni !ächen-
deckend mit seriHsen xommunallisten anzutreten – alle üuAmerksam-
keit der 4inkskonservativen wird bei den Europawahlen liegen. Kut 
mHglich also, dass viele Wählerinnen auA der europäischen Ebene Wa-
genknecht und auA der kommunalen Ebene die üAD wählen.

)b mit oder ohne BSWO xlar scheint derzeit vor allem, dass 1olitik 202f in 
Deutschland nicht einAacher werden wird.

Es wäre allerdings das «alscheste, sich nun lediglich dGstere ;ukunIs-
szenarien auszumalen – anstatt Gber Strategien nachzudenken, wie den 
demokratieAeindlichen Pendenzen der Kegenwart begegnet werden kann. 
Denn klar ist auchO Es liegt in der Verantwortung der demokratischen xräA-
te von links bis konservativ, den üutoritären und «aschisten wirksam 
entgegenzutreten.

6. Dem Rechtsruck entgegenwirken
Strategien zum Lmgang mit der üAD sollten ünal8se und ürgumentati-
on schärAen. Der RechtseTtremismus wird nicht verschwinden, sondern 
an ;uspruch gewinnen, 5e erAolgloser demokratische xräIe darin sind, 
xrisen zu bearbeiten, ungerechte Missstände zu kritisieren und Rechts-
eTtremismus zu problematisieren. 1hrasenhaIe «orderungen nach üb-
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grenzung reichen nicht, sondern mGssen inhaltlich stärker begrGndet wer-
den.

WidersprGche innerhalb des rechten 4agers sollten im Vordergrund der 
üuseinandersetzung mit der üAD stehenO vor allem zu Phemen, die nicht 
im Bereich der MigrationsArage zu suchen sind. Sozial- und wirtschaIs-
politisch ist das gGltige Wahlprogramm der Bundespartei unvereinbar 
mit dem Nsolidarischen 1atriotismusZ der vHlkisch-nationalistischen Rich-
tung, die in der )st-üAD dominiert. Dieses xonzept ist national-sozi-
al-populistisch geprägt, richtet sich gegen Migrantinnen und widerspricht 
den xlasseninteressen vieler privilegierter üAD-Wähler. üuch darum stel-
len in der rechten Sphäre ein!ussreiche 1ersonen wie Markus xrall und 
jans-Keorg Maassen derzeit die KrGndung einer neuen rechtslibertären 
1artei in den Raum.

üll 5ene, denen an der Demokratie gelegen ist, sollten allerdings nicht dar-
auA hoáen, dass sich die Rechte selbst durch Spaltung schwächt. Sondern 
wirksam den «aktoren ihrer Mobilisierung entgegenwirken.

Die Aolgenden Strategien dGrIen daAGr unabdingbar seinO

(. Die Debatten vom Kopf auf die Füsse stellen. Die Háentliche Diskus-
sion muss sich dringend von der dominanten MigrationsArage zur «rage 
nach sozialer Kerechtigkeit verschieben. Damit wäre einiges gewonnen, 
nicht nur in der Schwächung der üuAmerksamkeit AGr die üAD. Die gros-
se soziale Spaltung und ihre «olgen unter anderem auA dem Wohnungs-
markt sind ein Preiber von antidemokratischen Re!eTen. Kerade 5un-
ge Menschen kHnnten Gber die soziale «rage mobilisiert werden, sich 
AGr ihre Cnteressen einzusetzenO Cmmerhin versuchen Peile der S1D mit 
neuem ünlauA, ein Krunderbe AGr (7-Uährige sowie ErbschaIssteuern 
sowie eine hHhere Besteuerung grosser VermHgen in die Debatte zu 
bringen.

2. Schluss machen mit dem Grünen-Bashing. xlimapolitisch sind die 
Wählerinnen der üAD gespalten. üuch hier mGsste dem antigrGnen 
xulturkampA eine Kerechtigkeitsdiskussion um das Verursacherprinzip 
entgegengestellt werden. Statt den xulturkampA selbst zu beAeuern, 
mGssten auch die 4iberalen und xonservativen dessen Cnstrumentali-
sierung von rechts durchschauen – und ihr entgegentreten.

3. Scheinlösungen entlarven. Lm nur ein Beispiel zu gebenO Der aku-
te «achkräIemangel lässt sich nicht mit vHlkischen xonzepten und 
übschottungspolitik lHsen. üuch der Mittelstand, den die üAD umgarnt, 
ist auA Aunktionierende jandelsbeziehungen angewiesen, die der NDe-
TitZ-?ationalismus geAährdet. Die Widersinnigkeit rechter «orderun-
gen und die Patsache, dass ihre 1ropaganda auA ScheinlHsungen basiert, 
muss von allen demokratischen xräIen klar benannt werden – statt die 
Scheindebatten zu imitieren.

f. Normalisierung stoppen. Von unten kann eine aktive und selbst-
bewusste ;ivilgesellschaI die ?ormalisierung rechter Cdeologie stop-
pen und in lokalen 1rozessen und WahlkämpAen intervenieren. Das 
setzt voraus, dass der Rechtsruck auch auA der politischen BGhne wieder 
als Demokratieproblem ernst genommen wird und dass sich die ;ivil-
gesellschaI Gber die üblehnung der RechtseTtremen hinaus politisiert-
 – mit Blick auA die gerechtigkeitspolitischen «ragen der ;eit. üll das 
wird keine Gberzeugten RechtseTtremen umstimmen, kann aber die HA-
Aentliche Diskursmacht der üAD entkräIen und begrGnden, warum die 
1olitik der übgrenzung weiterhin nHtig ist.

F. Af D-Verbot prüfen. Begriáe wie NBrandmauerZ oder NDammbruchZ 
sind angesichts der ?ormalisierung von unten teils längst sinnentleert. 
Cn der ülltagswelt vieler Menschen gibt es dazu keine Entsprechung, 
weil sie LnterstGtzerinnen, Mitglieder und 1olitikerinnen der üAD häu-

REPUBLIK 10 / 11

https://www.diw.de/de/diw_01.c.881264.de/publikationen/diw_aktuell/2023_0089/das_afd-paradox_und_die_politische_naehe_zu_anderen_parteien__die_meisten_ueberschneidungen_gibt_es_mit_der_union.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.881264.de/publikationen/diw_aktuell/2023_0089/das_afd-paradox_und_die_politische_naehe_zu_anderen_parteien__die_meisten_ueberschneidungen_gibt_es_mit_der_union.html
https://www.diss-duisburg.de/2019/12/helmut-kellershohn-antikapitalismus-von-rechts/
https://www.diss-duisburg.de/2019/12/helmut-kellershohn-antikapitalismus-von-rechts/
https://www.nzz.ch/meinung/es-gibt-eine-alternative-zur-afd-das-buergerlich-konservative-lager-ist-in-bewegung-ld.1763226
https://www.nzz.ch/meinung/es-gibt-eine-alternative-zur-afd-das-buergerlich-konservative-lager-ist-in-bewegung-ld.1763226
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2023-11/spd-juzos-grunderbe-18-jaehrige-erbschaftssteuer
https://bilder.deutschlandfunk.de/23/4c/42/3d/234c423d-a7ef-4760-8680-97022314644c/231109-saskia-esken-dlf-100.pdf
https://www.fes.de/index.php?eID=dumpFile&t=f&f=91776&token=3821fe2a05aff649791e9e7ebdb18eabdae3e0fd
https://www.fes.de/index.php?eID=dumpFile&t=f&f=91776&token=3821fe2a05aff649791e9e7ebdb18eabdae3e0fd
https://www.progressives-zentrum.org/klimapolitik-wider-rechte-maximalopposition/


Jg als ganz normale ?achbarn, xolleginnen oder «amilienangehHrige 
erAahren. Cn vielen xommunalparlamenten ist die üAD weitgehend nor-
malisiert. Ein öPeil-éVerbot der üAD oder zumindest der Stopp der staat-
lichen «inanzierung AGr die RechtseTtremen wGrde die Spannungen 
der DissonanzgesellschaI zwar nicht au!Hsen, aber die Verstärkung 
der Demokratie- und MenschenAeindlichkeit durch die rechtseTtremen 
ügitationen bremsen. üuch die akuten KeAahren AGr das «unktionieren 
der Cnstitutionen kHnnten so gestoppt, die Ein!Gsse der Aaschistischen 
N?euen RechtenZ geschwächt werden.

». Den Ernst der Lage erkennen. Krosse Peile der 1olitik scheinen die 
KeAahr der rechtseTtremen MachtGbernahme zu unterschätzen, AGr 
die ügitatoren wie B5Hrn jHcke längst planen. Mit einem NDeutsch-
land-1aktZ will die Regierung gemeinsam mit der :DL die Njeraus-
Aorderungen durch xlimaschutz, PransAormation und die «olgen des 
russischen berAalls auA die Lkraine bewältigenZ. Das allein wird nicht 
reichen. Es ist hHchste ;eit und sollte eine Selbstverständlichkeit sein, 
dass die BekämpAung von üntisemitismus, Rassismus und Rechts-
eTtremismus sowie die Stärkung der angeschlagenen ;ivilgesellschaI 
öwiederé Peil eines gemeinsamen Vorgehens aller demokratischen 1ar-
teien werden.

Diese 4iste, so viel ist klar, ist unvollständig. Doch es spricht vieles da-
AGr, dass der RechtseTtremismus derzeit ein neues Mass an ?ormalisie-
rung und dadurch neue Machtchancen erreicht. Dies erAordert eine neue 
ErnsthaIigkeit dabei, der Bedrohung zu begegnen und ihr Arische politi-
sche xonzepte entgegenzustellenO AGr eine demokratische, gerechte und 
zuversichtliche ;ukunI.
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